
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

wenn Ware für den Verkauf nicht mehr geeignet ist, vermeidet ei-
ne Sachspende nicht nur unnötigen Müll, sondern leistet nebenbei 
noch viel Gutes. Allerdings hat die dabei fällige Umsatzsteuer bis-
her viele Betriebe von einer Sachspende abgehalten. Das Bundesfi-
nanzministerium hat nun erklärt, wann die Umsatzsteuer niedriger 
ausfällt und zusätzlich eine Billigkeitsregelung für die Zeit der Co-
rona-Krise erlassen. Außerdem haben Bund und Länder erneut bei 
der Überbrückungshilfe III und Neustarthilfe nachgebessert und ar-
beiten wieder einmal an einem Maßnahmenpaket zur 
Bürokratieentlastung. Neben diesen drei Schwerpunkten gibt es in 
der  aktuellen  Ausgabe  natürlich  noch  mehr  Neuigkeiten,  die  Sie 
wie immer in der Inhaltsübersicht finden: 

ALLE STEUERZAHLER 

Neues Paket mit Bürokratieerleichterungen ................................ 2 
Vereinfachte Stundung bis Ende Juni 2021 verlängert  .................. 2 
Finanzämter erstatten mehr Zinsen als eingenommen werden  ........ 2 
Prozess um Umgangsrecht ist keine außergewöhnliche Belastung  .... 5 

UNTERNEHMER & EXISTENZGRÜNDER 

Neustarthilfe für Gesellschaften und Antrag durch Steuerberater  .... 2 
Nachweis der Pkw-Nutzung für den Investitionsabzugsbetrag  ......... 3 
Weitere Verbesserung der Überbrückungshilfe III  ...................... X 
Erleichterungen bei Umsatzsteuer auf Sachspenden ..................... X 

ARBEITGEBER 

Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit ist individuell abzurechnen  ... 3 
Anforderungen an ein Ehegattenarbeitsverhältnis  ...................... 4 
Bewertung von Sachzuwendungen bei einer Betriebsveranstaltung  .. 4 

ARBEITNEHMER 

Gekürzte Verpflegungspauschale trotz Verzicht auf Mahlzeit  ......... 3 
Pflichtveranlagung wegen Bezug von Kurzarbeitergeld  ................. 6 

IMMOBILIENBESITZER 

Grunderwerbsteuer auch auf Instandhaltungsrückstellung  ............. 5 

KAPITALANLEGER 

Ansprüche aus einem widerrufenen Darlehensvertrag  .................. 5 

 = diese Meldung finden Sie in der Spalte „Kurz notiert“ 
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 Apr Mai Jun 

Umsatzsteuer mtl. 12. 10. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. 12. - - 

Lohnsteuer 12. 10. 10. 

Einkommensteuer - - 10. 

Körperschaftsteuer - - 10. 

Vergnügungsteuer 12. 10. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 

15. 14. 14. 

Gewerbesteuer - 17. - 

Grundsteuer - 17. - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 

- 20. - 

SV-Beitragsnachweis 26. 25. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 28. 27. 28. 
 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Die Kunst der Politik besteht 

auch häufig darin, heiße Eisen mit 

fremden Fingern anzufassen.« 

Manfred Rommel 

»Es gibt zwei Möglichkeiten, 

Karriere zu machen. Entweder 

man leistet wirklich etwas oder 

man behauptet, etwas zu leisten. 

Ich rate zur ersten Methode, 

denn hier ist die Konkurrenz bei 

Weitem nicht so groß.« 

Danny Kaye 
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Neues Paket mit Bürokratieerleichterungen 

Insgesamt  22  Maßnahmen  sollen  Unternehmen  und  Privatper-
sonen  von  unnötigen  bürokratischen  Vorgaben  befreien  oder 
zumindest deren praktische Anwendung erleichtern. 

Die  Bundesregierung  hat  im  April  ein  umfangreiches  Paket  von 
Bürokratieerleichterungen beschlossen. Insgesamt 22 konkrete 
Maßnahmen  sind  darin  enthalten,  mit  denen  Unternehmen  und 
Bürger  von  bürokratischen  Hemmnissen  entlastet  werden  sollen. 
Einige Punkte betreffen sehr spezifische Regelungen für bestimmte 
Branchen, aber es gibt auch Maßnahmen, von  denen die meisten 
Betriebe  und  Steuerzahler  profitieren  werden.  Hier  ist  ein  Über-
blick dieser „Highlights“, für die jetzt die entsprechenden gesetz-
lichen Anpassungen erarbeitet werden: 

 Umsatzschwellen: Zum 1. Januar 2021 ist die Umsatzgrenze für 
die Ist-Besteuerung auf 600.000 Euro  angehoben und damit an 
die Buchführungspflichtgrenze angepasst worden. Allerdings 
gibt es immer noch Unterschiede bei den Berechnungsmethoden 
dieser Grenzwerte. Durch einen Verweis in der Abgabenordnung 
auf die Berechnung nach 
dem Umsatzsteuergesetz 
werden die Berechnungs-
methoden nun angeglichen. 

 Verbindliche Auskünfte: 
Steuerzahler sollen künftig 
eine  verbindliche  Auskunft 
zu steuerlichen Sachver-
halten  innerhalb  von  drei 
Monaten  erhalten  können.  In  diesem  Zusammenhang  soll  ge-
prüft  werden,  ob  die  Zuständigkeit  für  verbindliche  Auskünfte 
im Zusammenhang mit Organschaften bei der für den Organträ-
ger zuständigen Finanzbehörde zentralisiert werden sollte. 

 Zeitnahe  Betriebsprüfungen:  Durch  die  stärkere  Nutzung  ko-
operativer  Betriebsprüfungen  sollen  Betriebsprüfungen  durch 
die  Finanzbehörden  künftig  zeitnah,  zügiger  und  mit  kleinst-
möglichem Aufwand für alle Beteiligten erfolgen. 

 ESt4B-Mitteilungen: Obwohl Personengesellschaften schon seit 
2011 Steuererklärungen ausschließlich elektronisch beim Fi-
nanzamt abgeben müssen, werden deren  Einkünfte bisher vom 
für  die  Gesellschaft  zuständigen  Finanzamt  maschinell  festge-
stellt  und  anschließend  den  für  die  Besteuerung  der  Gesell-
schafter zuständigen Finanzämtern mit sogenannten ESt4B-
Mitteilungen  in  Papierform  zugeschickt.  Diese  Finanzämter  er-
fassen die anteiligen Einkünfte dann wieder von Hand in ihrem 
eigenen IT-System und setzen die Einkommensteuer fest. Dieser 
aufwändige  und  fehleranfällige  Informationsaustausch  betrifft 
bundesweit jährlich mehr als 5 Mio. Steuerfälle und soll daher 
nun auf ein elektronisches Verfahren umgestellt werden. 

 Umsatzsteuerliche  Organschaft:  Die  Regelung  umsatzsteuerli-
che  Organschaft  ist  immer  wieder  Gegenstand  höchstrichterli-
cher Rechtsprechung. Daher soll ein Verfahren eingeführt wer-
den,  mit  dem  eine  Organschaft  möglichst  nur  auf  Antrag  und 
durch  eine  entsprechende  Bestätigung  der  Finanzverwaltung 
über das Vorliegen der rechtlichen Kriterien entstehen kann. 

 UStIdNr.-Abfrage: Bisher ist eine Abfrage inländischer Umsatz-
steuer-Identifikationsnummern (UStIdNr.) mit qualifizierter Be-
stätigung  durch  das  Bundeszentralamt  für  Steuern  (BZSt)  nur 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Vereinfachte Stundung bis 
Ende Juni 2021 verlängert 

Die  Finanzministerien  der  Länder  haben 
sich  Anfang  März  darauf  verständigt,  die 
Möglichkeit  zu  vereinfachten  Stundungs-
anträgen für von der Corona-Pandemie 
betroffene Unternehmen bis 30. Juni 2021 
zu  verlängern.  Seit  dem  Frühjahr  2020 
können  Betriebe,  die  von  der  Pandemie 
betroffen sind, in einem vereinfachten 
Verfahren  Stundungen  oder  Herabsetzun-
gen von Vorauszahlungen beantragen, oh-
ne  dass  darauf  Zinsen  oder  Säumniszu-
schläge  erhoben  werden.  Auch  Vollstre-
ckungsmaßnahmen sind ausgesetzt. Ur-
sprünglich sollte die Erleichterung am 
31. März auslaufen. 

 

Neustarthilfe für Gesellschaften 
und Antrag durch Steuerberater 

Inzwischen  können  nicht  nur  Soloselbst-
ständige, sondern auch Personen- und Ka-
pitalgesellschaften statt der Überbrü-
ckungshilfe  III  die  Neustarthilfe  beantra-
gen.  Eine  Kapitalgesellschaft  ist  antrags-
berechtigt,  wenn  sie  den  überwiegenden 
Teil ihrer Umsätze aus Tätigkeiten er-
zielt, die bei einer natürlichen Person als 
freiberufliche  oder  gewerbliche  Tätigkei-
ten  gelten  würden,  vor  dem  1. Mai 2020 
gegründet wurde, höchstens eine Teil-
zeitkraft beschäftigt und ein Gesellschaf-
ter mindestens 20 Stunden pro Woche für 
die Gesellschaft arbeitet. Außerdem kön-
nen Anträge auf die Neustarthilfe nun 
auch über den Steuerberater gestellt 
werden;  für  Kapitalgesellschaften  ist  das 
sogar  zwingend  notwendig.  Die  Berater-
kosten werden dabei bezuschusst. 

 

Finanzämter erstatten mehr 
Zinsen als eingenommen werden 

Die Finanzämter in Deutschland haben in 
den  vergangenen  zwei  Jahren  mehr  Er-
stattungszinsen ausgezahlt, als sie an 
Nachzahlungszinsen eingenommen haben. 
Das geht aus einer Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Anfrage aus dem Bundes-
tag hervor. Der Saldo aus Erstattungs- und 
Nachzahlungszinsen lag 2020 bei minus 
351,2 Mio. Euro und im Jahr davor bei mi-
nus  552,8  Millionen  Euro.  Angesichts  der 
Tatsache,  dass  die  Zinsen  ein  Verlustge-
schäft für den Fiskus sind, ist es umso un-
verständlicher,  dass  es  trotz  langjähriger 
Niedrigzinsphase  immer  noch  so  viel  Wi-
derstand  gibt  gegen  eine  Anpassung  des 
gesetzlichen Zinssatzes von 6 % pro Jahr. 
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über ein Antragsformular beim BZSt möglich. Der Bund will eine 
erleichterte  Abfragemöglichkeit  gemeinsam  mit  den  Ländern 
prüfen und noch im ersten Halbjahr 2021 darüber entscheiden. 

 Unternehmensregister: Ein Basisregister für Unternehmens-
stammdaten in Verbindung mit einer bundeseinheitlichen Wirt-
schaftsnummer soll zur Reduzierung von Statistikpflichten füh-
ren.  Damit  die  entsprechenden  Vorarbeiten  beginnen  können, 
soll  das  „Gesetz  zur  Schaffung  eines  Basisregisters  für  Unter-
nehmensstammdaten“ noch vor der Bundestagswahl verab-
schiedet  werden.  Nach  einer  Erprobungsphase  soll  die  erste 
Ausbaustufe des Basisregisters ab 2024 betriebsreif sein. 

 Statusfeststellungsverfahren:  Das  Statusfeststellungsverfahren 
für Selbstständige soll durch Digitalisierung schneller und einfa-
cher  werden  und  zwischen  den  unterschiedlichen  Zweigen  der 
Sozialversicherung widerspruchsfrei ablaufen. 

 Einheitliche U1/U2-Sätze: Die Umlageverfahren U1 und U2 fe-
dern  finanzielle  Belastungen  der  Arbeitgeber  aus  der  Entgelt-
fortzahlung bei Krankheit oder Mutterschaft ihrer Arbeitnehmer 
ab. Dabei werden die Beitragssätze bisher kassenindividuell ab-
hängig davon festgelegt, welche Risiken die einzelnen Kranken-
kassen abzusichern haben. Der Umlagesatz für den Arbeitgeber 
richtet  sich  somit  danach,  bei  welcher  Krankenkasse  sein  Ar-

beitnehmer versichert ist. 
Dadurch führt das heutige 
Verfahren zu einer unter-
schiedlichen  Kostenbelas-
tung kleiner Arbeitgeber 
für gleichartige Leistun-
gen. Es soll daher geprüft 
werden, inwiefern die ge-
setzlichen Rahmenbedin-
gungen so weiterentwi-

ckelt  werden  können,  dass  die  Beitrags-  und  Erstattungssätze 
vereinheitlicht  werden.  Außerdem  wird  gemeinsam  mit  den 
Kassen geprüft, inwieweit Verbesserungen notwendig sind, um 
qualitätsgesicherte Auskünfte der Krankenkassen zu Fragen der 
Sozialversicherung an die Arbeitgeber sicherzustellen. 

 Photovoltaik-Anlagen: Dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
steht auch die Bürokratie im Weg. Die Regelungen für Bau und 
Betrieb kleiner Anlagen sollen daher so einfach wie möglich ge-
fasst  werden.  Für  kleine  Photovoltaik-Anlagen  entfällt  künftig 
die Pflicht, eine Gewerbesteuererklärung abgeben zu müssen. 

 Vergabeverfahren: Unternehmen, die noch nicht lange am 
Markt sind, fällt es oft schwer, sich erfolgreich an Vergabever-
fahren  zu  beteiligen.  Möglicher  Grund  ist  die  Praxis  mancher 
Vergabestellen, entgegen  der  rechtlichen  Möglichkeiten und 
Vorgaben  allein  auf  erfahrene  Unternehmen  mit  einschlägigen 
Referenzprojekten  zu  setzen.  Um  die  Beteiligung  von  jungen 
Unternehmen  in  Vergabeverfahren  zu  stärken,  soll  darauf  hin-
gewirkt  werden,  dass  öffentliche  Auftraggeber  keine  Anforde-
rungen stellen, die nicht durch den Auftragsgegenstand gerecht-
fertigt sind. Das gilt insbesondere für das Erfordernis mehrjähri-
ger Erfahrung und zahlreicher Referenzprojekte. 

 Unternehmensübergaben:  Um  die  Attraktivität  von Unterneh-
mensnachfolgen für Gründungsinteressierte zu steigern, soll der 
bestehende Regulierungsrahmen für Unternehmensübergaben 
bzw. -nachfolgen vereinfacht werden.  

Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeit ist individuell abzurechnen 

Zuschläge  für  Sonntags-,  Feiertags-  oder 
Nachtarbeit sind nur dann steuerfrei, 
wenn sie für die individuell geleistete Ar-
beit gezahlt und damit einzeln abgerech-
net  werden.  Eine  monatliche  Pauschale 
für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 
erfüllt diese Voraussetzung nach Über-
zeugung des Finanzgerichts Düsseldorf 
nicht,  selbst  wenn  sie  niedriger  ausfällt 
als  der  Anspruch,  der sich  aus  einer  Ein-
zelabrechnung ergeben würde. 

 

Gekürzte Verpflegungspauschale 
trotz Verzicht auf Mahlzeit 

In vielen Fällen kann bei einer Auswärts-
tätigkeit  die  Pauschale  für  Verpflegungs-
mehraufwand  geltend  gemacht  werden. 
Stellt  der  Arbeitgeber  aber  während  der 
Auswärtstätigkeit Mahlzeiten zur Verfü-
gung oder veranlasst, dass Mahlzeiten be-
reitgestellt werden, ist die Pauschale um 
20 % für ein Frühstück und je 40 % für ein 
Mittag- oder Abendessen zu kürzen. Diese 
Kürzung  greift  auch  dann,  wenn  der  Ar-
beitnehmer auf die bereitgestellten Mahl-
zeiten  verzichtet.  Aus  welchen  Gründen 
der Arbeitnehmer eine zur Verfügung ge-
stellte Mahlzeit nicht einnimmt, spielt für 
den  Bundesfinanzhof  dabei  keine  Rolle. 
Entscheidend  ist  allein,  dass  der  Arbeit-
geber die Mahlzeit anbietet. 

 

Nachweis der Pkw-Nutzung für 
den Investitionsabzugsbetrag 

Sowohl der Investitionsabzugsbetrag als 
auch die daran knüpfende Sonderab-
schreibung können nur für Wirtschaftsgü-
ter geltend gemacht werden, die zu min-
destens 90 % betrieblich genutzt werden. 
Den  Anteil  der  betrieblichen  Nutzung  ei-
nes Pkws, für den ein Investitionsabzugs-
betrag  und  die  Sonderabschreibung  gel-
tend  gemacht  wurden,  kann  ein  Unter-
nehmer  nicht  nur  durch  ein  ordnungsge-
mäßes  Fahrtenbuch,  sondern  auch  durch 
andere Beweismittel nachweisen. Wäh-
rend  das  Gesetz  für  die  Besteuerung  des 
privaten Nutzungsvorteils explizite Vorga-
ben  macht  (1  %-Regelung  oder  Fahrten-
buchmethode),  gibt  es  beim  Investitions-
abzugsbetrag  keine  bestimmten  gesetzli-
chen Nachweispflichten. Der Bundesfi-
nanzhof  sieht  daher  keinen  Grund,  ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch als alleini-
ge Nachweismethode für den Investitions-
abzugsbetrag  zu  erzwingen.  Welche  al-
ternativen Nachweise ausreichend sein 
können,  hat  der  Bundesfinanzhof aller-
dings offen gelassen. 
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Weitere Verbesserung der Überbrückungshilfe III 

Mit  einem  Eigenkapitalzuschuss  und  vielen  Detailverbesserun-
gen bei der Überbrückungshilfe III reagieren Bund und Länder 
auf die weiterhin andauernden Folgen der Corona-Pandemie. 

Unternehmen,  die  im  Rahmen  der  Corona-Pandemie  besonders 
schwer  und  lange  von  Schließungen  betroffen  sind,  erhalten  nun 
im Rahmen der Überbrückungshilfe III einen zusätzlichen Eigenka-
pitalzuschuss.  Darüber  hinaus  wurden  die  Bedingungen  der  Über-
brückungshilfe III nochmals in vielen Details verbessert. 

Alle Unternehmen, die seit November 2020 in mindestens drei Mo-
naten einen Umsatzeinbruch von mehr als 50 % erlitten haben, er-
halten  einen  Eigenkapitalzuschuss.  Der  Eigenkapitalzuschuss  be-
trägt bis zu 40 % des Betrags, den das Unternehmen für die förder-
fähigen Fixkosten geltend machen kann und wird zusätzlich zur re-
gulären Überbrückungshilfe III gewährt. Der Zuschuss ist gestaffelt 
und steigt an, je länger der Umsatzeinbruch von mindestens 50 % 
besteht.  Gezahlt  wird  er  ab  dem  dritten  Monat  des  Umsatzein-
bruchs und beträgt für diesen Monat 25 %. Im vierten Monat erhöht 
sich  der  Zuschlag  auf  35  %; 
bei  fünf  oder  mehr  Monaten 
erhöht er sich noch einmal 
auf 40 % pro Monat. 

Außerdem wird die Fixkos-
tenerstattung der Überbrü-
ckungshilfe  III  für  Unterneh-
men, die einen Umsatzein-
bruch  von  mehr  als  70  %  er-
leiden,  auf  bis  zu  100  %  erhöht.  Bislang  wurden  lediglich  bis  zu 
90 % der förderfähigen Fixkosten erstattet. Daneben gibt es noch 
folgende weitere Verbesserungen der Überbrückungshilfe III: 

 Unverkäufliche  Waren:  Die  Sonderabschreibungsmöglichkeiten 
für Saisonware und verderbliche Ware für Einzelhändler werden 
auf Hersteller und Großhändler erweitert. 

 Vergleichszeiträume: Antragstellern wird in  begründeten  Här-
tefällen die Möglichkeit eingeräumt, alternative Vergleichszeit-
räume zur Ermittlung des Umsatzrückgangs 2019 zu wählen. 

 Existenzgründer: Junge Unternehmen bis zum Gründungsdatum 
31. Oktober 2020 sowie Unternehmen in Trägerschaft von Reli-
gionsgemeinschaften  sind  ab  sofort  antragsberechtigt.  Bisher 
konnten nur Unternehmen, die bis zum 30. April 2020 gegründet 
waren, einen Antrag stellen. 

 Neustarthilfe:  Unternehmen und  Soloselbstständige  erhalten 
ein nachträgliches Wahlrecht zwischen Neustarthilfe und Über-
brückungshilfe  III  bei  der  Schlussabrechnung.  So  kann  die  im 
Einzelfall günstigste Hilfe aufgrund des unsicheren Verlaufs der 
ökonomischen Entwicklung nachträglich bestimmt werden. 

 Kultur  &  Touristik: Für Unternehmen  der Veranstaltungs- und 
Reisewirtschaft  wird  zusätzlich  zur  allgemeinen  Personalkos-
tenpauschale für jeden Fördermonat eine Anschubhilfe in Höhe 
von 20 % der Lohnsumme eingeführt, die im entsprechenden Re-
ferenzmonat  2019  angefallen  wäre.  Die  maximale  Gesamtför-
derhöhe  dieser  Anschubhilfe  beträgt  2  Mio.  Euro.  Außerdem 
kann die Veranstaltungs-  und Kulturbranche  zusätzlich Ausfall- 
und Vorbereitungskosten, die bis zu 12 Monate vor Beginn der 
geplanten Veranstaltung angefallen sind, geltend machen.  

Anforderungen an ein 
Ehegattenarbeitsverhältnis 

Für  die  steuerliche  Anerkennung  von  Ar-
beitsverhältnissen mit nahen Angehörigen 
kommt es entscheidend darauf an, ob der 
Vertrag und sonstige Randbedingungen 
einem Fremdvergleich standhalten. Die 
Anforderungen an entsprechende Nach-
weise  müssen  aber  im  Rahmen  bleiben. 
Was  fremde  Dritte  einander  nicht  zumu-
ten, müssen sich Angehörige nicht antun, 
meint  der  Bundesfinanzhof.  Aufzeichnun-
gen über die Arbeitszeit dienen daher le-
diglich  Beweiszwecken.  Sie  sind  für  die 
steuerliche Anerkennung eines Arbeits-
verhältnisses zwischen nahen Angehörigen 
aber  nicht  zwingend  erforderlich.  Somit 
sind Unklarheiten bei der Wochenarbeits-
zeit  für  die  steuerliche  Anerkennung  des 
Arbeitsverhältnisses unschädlich, wenn 
die  konkrete  Arbeitszeit  des Angehörigen 
von den beruflichen Erfordernissen des 
Arbeitgebers abhängt und Unklarheiten 
deshalb  auf  die  Eigenart  des  Arbeitsver-
hältnisses  und  nicht  auf  eine  unübliche 
Gestaltung zurückzuführen sind. 

 

Bewertung von Sachzuwendungen 
bei einer Betriebsveranstaltung 

Bei der pauschalen Versteuerung der Vor-
teile  und  Sachzuwendungen  im  Rahmen 
einer  Betriebsveranstaltung  kann  ein  Un-
ternehmen für seine Arbeitgeber zwischen 
den allgemeinen Pauschalierungsvorgaben 
des Lohnsteuerrechts und der besonderen 
Pauschalierungsvorschrift  für  Sachzuwen-
dungen  wählen.  Für  Kunden  und  andere 
Geschäftspartner  gilt  bei  der  Pauschalie-
rung  dagegen  stets  die  besondere  Rege-
lung für Sachzuwendungen. Der Bundesfi-
nanzhof hat nun klargestellt, dass bei der 
allgemeinen  Pauschalierung  des  Sachbe-
zugs eines Arbeitnehmers nur solche Kos-
ten  des  Arbeitgebers  einzubeziehen  sind, 
die  beim  Arbeitnehmer  einen  geldwerten 
Vorteil  auslösen  können.  Die  Aufwendun-
gen für einen Eventmanager zählt der 
Bundesfinanzhof ausdrücklich nicht zu 
diesen  Kosten.  Bei  der  besonderen  Pau-
schalierungsregelung für Sachzuwendun-
gen sind dagegen alle der Zuwendung di-
rekt zuzuordnenden Aufwendungen in die 
Bemessungsgrundlage  einzubeziehen,  un-
abhängig  davon,  ob  sie  beim  Empfänger 
zu einem Vorteil führen können. Hier sind 
also  auch  die  Kosten  der  Eventagentur 
miteinzubeziehen. Die Verfassungskon-
formität dieser ungleichen Behandlung 
rechtfertigt  der  Bundesfinanzhof  damit, 
dass der Arbeitgeber für seine Arbeitneh-
mer zwischen den beiden Pauschalie-
rungsregelungen wählen kann. 
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Erleichterung bei Umsatzsteuer auf Sachspenden 

Für die Umsatzbesteuerung von Sachspenden hat das Bundesfi-
nanzministerium neben Klarstellungen für die Praxis auch eine 
Billigkeitsregelung für die Corona-Zeit geschaffen. 

Sachspenden aus  dem Betriebsvermögen unterliegen wie alle  un-
entgeltlichen Wertabgaben der Umsatzsteuer, sofern der gespen-
dete Gegenstand bei der Anschaffung zum Vorsteuerabzug berech-
tigt hat. Diese Umsatzbesteuerung dient der Kompensation des er-
folgten  Vorsteuerabzugs  und  soll  einen  unversteuerten  Letztver-
brauch verhindern.  

Ware, die zwar für den Verkauf nicht mehr geeignet ist, aber an-
sonsten  noch  einwandfrei  nutzbar  und  damit  für  gemeinnützige 
Organisationen oft eine große Hilfe wäre, wird deshalb vernichtet 
oder  entsorgt  statt  gespendet,  denn  die  Umsatzsteuer  auf  die 
Sachspende  ist  oft  höher  als  die  Kosten  für  die  Entsorgung.  Was 
aus  rein  steuerlicher  und  fiskalischer  Sicht  für  den  Staat  Sinn 

macht, hat also in der Praxis 
bisher  absurde  Konsequenzen. 

Zwar sieht die Mehrwertsteu-
er-Systemrichtlinie der EU 
keine Möglichkeit vor, bei 
Sachspenden aus dem Be-
triebsvermögen aus Billig-
keitsgründen  generell  auf  ei-
ne Umsatzbesteuerung zu 

verzichten.  Es  gibt  aber  Spielraum  bei  der  Bemessungsgrundlage 
für  die  Umsatzsteuer,  die  auf  eine  Sachspende  fällig  wird,  denn 
die Bemessungsgrundlage einer Sachspende richtet sich nicht nach 
den  ursprünglichen  Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten,  son-
dern nach dem fiktiven Einkaufspreis zum Zeitpunkt der Spende. 

Diesen Spielraum hat die Finanzverwaltung nun ausgeschöpft und 
mit einer Ergänzung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses klarge-
stellt, wann Sachspenden mit einem Wert von 0 Euro oder zumin-
dest  einem  deutlich  reduzierten  Wert  angesetzt  werden  können. 
Parallel  dazu  gibt  es  noch  eine  befristete  Billigkeitsregelung  für 
die Corona-Krise, nach der in bestimmten Fällen auf eine Umsatz-
besteuerung komplett verzichtet wird. 

Mit dieser Billigkeitsregelung können Einzelhändler, die durch die 
Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirt-
schaftlich betroffen sind, Waren an steuerbegünstigte Organisatio-
nen  spenden,  ohne  dass  eine  Besteuerung  der  unentgeltlichen 
Wertabgabe erfolgt. Zwar wäre die Spende möglicherweise ohne-
hin  frei  von  einer  umsatzsteuerlichen  Belastung  geblieben,  wenn 
die Ware mit einem Wert von 0 Euro zu bewerten gewesen wäre. 
Die  Billigkeitsregelung  gibt  den  Betroffenen  aber  mehr  Rechtssi-
cherheit und erspart die Dokumentation der Bemessungsgrundlage 
für die Spende. Der Erlass der Umsatzsteuer gilt nur für Sachspen-
den zwischen dem 1. März 2020 und dem 31. Dezember 2021. 

In allen anderen noch offenen und künftigen Fällen greift stattdes-
sen  die  Ergänzung  des  Anwendungserlasses,  nach  der  bei  der  Er-
mittlung der Bemessungsgrundlage auch zu berücksichtigen ist, ob 
Gegenstände zum Zeitpunkt der unentgeltlichen Wertabgabe auf-
grund ihrer Beschaffenheit nicht mehr oder nur noch stark einge-
schränkt verkehrsfähig sind. 

Bei Lebensmitteln ist das der Fall, wenn diese kurz vor Ablauf des 
Mindesthaltbarkeitsdatums  stehen  oder  die  Verkaufsfähigkeit  als 

Prozess um Umgangsrecht ist 
keine außergewöhnliche Belastung 

Für Prozesskosten gilt seit 2013 ein gene-
relles  Abzugsverbot.  Eine  Ausnahme  gibt 
es nur dann, wenn der Steuerzahler ohne 
den  Prozess  Gefahr liefe,  seine  Existenz-
grundlage zu verlieren. Als Existenzgrund-
lage im Sinne des Gesetzes sieht der Bun-
desfinanzhof  allerdings  allein  die  materi-
elle Lebensgrundlage an. Belastungen 
immaterieller Art werden dagegen von 
der  Ausnahmeregelung  nicht  erfasst.  Da-
her  lässt  der Bundesfinanzhof  die Pro-
zesskosten anlässlich eines Umgangs-
rechtsstreits  nicht  zum  Abzug  als  außer-
gewöhnliche  Belastung  zu.  Daran  ändern 
auch  die  besonderen  Umstände  des  Ein-
zelfalls, in dem das Kind ins Ausland ver-
schleppt worden war, nichts. 

 

Ansprüche aus einem 
widerrufenen Darlehensvertrag 

Weil viele Banken zu ihren Darlehensver-
trägen in der Vergangenheit 
Widerrufsbelehrungen  verwendet  haben, 
die  später  als  fehlerhaft  eingestuft  wur-
den,  konnten  Darlehensnehmer  ihre  Dar-
lehensverträge auch noch Jahre später 
widerrufen  und zum Teil deutlich günsti-
gere  Verträge  mit  niedrigeren  Zinsen  ab-
schließen. Das Finanzgericht Baden-
Württemberg  hat  nun  klargestellt,  dass 
die  Erstattungsansprüche  aus  einem  wi-
derrufenen  Darlehensvertrag  für  bereits 
geleistete  Zins-  und  Tilgungsraten  nicht 
zu  Einkünften  aus  Kapitalvermögen  füh-
ren.  Durch  die  Rückabwicklung  hat  der 
Darlehensnehmer  nämlich  keinen  Ertrag 
irgendeiner  Art  erzielt,  sondern  lediglich 
eine  Minderung  der  geschuldeten  Darle-
henszinsen  erreicht.  Die  reduzierte  Zins-
belastung wirkt sich allenfalls dann steu-
erlich aus, wenn die Zinsen zuvor als 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben 
abgezogen wurden. 

 

Grunderwerbsteuer auch auf 
Instandhaltungsrückstellung 

Im  Herbst  vergangenen  Jahres  hatte  der 
Bundesfinanzhof  entschieden,  dass  beim 
Kauf einer Eigentumswohnung der verein-
barte  Kaufpreis  als  Bemessungsgrundlage 
der Grunderwerbsteuer nicht um die darin 
enthaltene  anteilige  Instandhaltungsrück-
stellung zu mindern ist. Das gilt auch 
dann,  wenn  im  Kaufvertrag  explizit  ein 
Kaufpreisanteil  für  die  anteilige  Instand-
haltungsrückstellung vereinbart ist. Be-
gründet  haben  die  Richter  die  Entschei-
dung damit, dass die anteilige Instandhal-
tungsrückstellung Teil des Verwaltungs-
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Frischware (Obst, Gemüse, Backwaren etc.) wegen Mängeln nicht 
mehr gegeben ist. Gleiches gilt für Non-Food-Artikel mit Mindest-
haltbarkeitsdatum, beispielsweise Blumen, Tierfutter, Kosmetika, 
Drogerieartikel, Silikonmasse und andere verderbliche Waren. 

Bei anderen Gegenständen ist die Verkehrsfähigkeit eingeschränkt, 
wenn diese aufgrund von erheblichen Material- oder Verpackungs-
fehlern (Befüllungsfehler, Falschetikettierung, beschädigte Retou-
ren etc.) oder fehlender Marktgängigkeit (Vorjahres- oder Saison-
ware,  Weihnachts-  oder  Osterartikel  etc.)  nicht  mehr  oder  nur 
noch  schwer  verkäuflich  sind.  Werden  solche  Waren  im  Rahmen 
einer  unentgeltlichen  Wertabgabe  abgegeben,  kann  eine  im  Ver-
gleich zu noch verkehrsfähiger Ware geminderte Bemessungs-
grundlage angesetzt werden. 

Die Minderung ist im Umfang der Einschränkung der Verkehrsfähig-
keit  vorzunehmen,  sodass  der  Ansatz  einer  Bemessungsgrundlage 
von  0  Euro  nur  bei  wertloser  Ware  in  Betracht  kommt,  also  bei-
spielsweise für Lebensmittel und Non-Food-Artikel kurz vor Ablauf 
des  Mindesthaltbarkeitsdatums  oder  bei  Frischwaren,  bei  denen 
die Verkaufsfähigkeit nicht mehr gegeben ist. 

Eine  eingeschränkte  Verkehrsfähigkeit  liegt  dagegen  nicht  vor, 
wenn einwandfreie Neuware allein aus wirtschaftlichen oder logis-
tischen Gründen ausgesondert wird. Auch wenn diese Neuware an-
sonsten  vernichtet  werden  würde,  weil  Verpackungen  beschädigt 
sind,  bei  Bekleidung  deutliche  Spuren  einer  Anprobe  erkennbar 
sind oder Ware verschmutzt ist, ohne dass sie beschädigt ist, führt 
dies nicht dazu, dass die Neuware ihre Verkaufsfähigkeit vollstän-
dig verliert. In solchen Fällen ist ein fiktiver Einkaufspreis anhand 
objektiver Schätzungsunterlagen zu ermitteln. 

Das Ministerium hat außerdem noch einmal klargestellt, dass der 
Verkauf  eines  Gegenstandes  weit  unter  dem  ursprünglichen  Ein-
kaufspreis keine Sachspende ist. Abgesehen von speziellen Fällen 
ist dann für den Gegenstand kein fiktiver Einkaufspreis zu ermit-
teln, weil die Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer das tat-
sächlich gezahlte Entgelt ist.  

 

Falls  diese  Informationen  Ihr  Interesse  gefunden  haben  und  Sie 
noch  Fragen  oder  Interesse  an  einer  Beratung  haben,  stehen  wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

vermögens der Wohnungseigentümerge-
meinschaft ist und damit nicht zum 
veräußerbaren  Vermögen  des  Wohnungs-
eigentümers  gehört.  Da  die  Finanzämter 
bisher oft anders vorgegangen sind, haben 
die  obersten  Finanzbehörden  der  Länder 
angeordnet, die neue, striktere Recht-
sprechung nur auf Kaufverträge anzuwen-
den,  die  nach  dem  Tag  der  Veröffentli-
chung  des  Urteils  im  Bundessteuerblatt 
abgeschlossen wurden. 

 

Pflichtveranlagung wegen 
Bezug von Kurzarbeitergeld 

Das  Kurzarbeitergeld  ist  als  Lohnersatz-
leistung  zwar  steuerfrei,  und  das  gilt  bis 
zu einer gewissen Höhe ebenso für die Zu-
schüsse  des  Arbeitgebers  zum  Kurzarbei-
tergeld.  Solche  Lohnersatzleistungen  un-
terliegen  jedoch  dem  Progressionsvorbe-
halt. Das bedeutet, dass diese Leistungen 
bei der Ermittlung des individuellen Steu-
ersatzes einbezogen werden. Dieser Steu-
ersatz  wird  zwar  nur  auf  das  tatsächlich 
steuerpflichtige  Einkommen  angewendet, 
doch für diesen steuerpflichtigen Teil des 
Einkommens ergibt sich dadurch ein höhe-
rer  Steuersatz,  und  das  kann  zu  Steuer-
nachzahlungen führen. Damit das Finanz-
amt  prüfen  kann,  ob  eine  Nachzahlung 
fällig  wird,  müssen  Arbeitnehmer  zwin-
gend eine Einkommensteuererklärung ab-
geben,  wenn  im  vergangenen  Kalender-
jahr  Lohnersatzleistungen  von  insgesamt 
mehr  als  410  Euro  zugeflossen  sind.  Der 
Bezug  von  Kurzarbeitergeld  kann  daher 
für  viele  Arbeitnehmer  in  2021  erstmalig 
die  Pflicht  zur  Abgabe  einer Einkommen-
steuererklärung für das Jahr 2020 zur Fol-
ge  haben.  Ohne  Steuerberater  ist  diese 
Steuererklärung  bis  zum  2.  August  2021 
beim Finanzamt abzugeben. 
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